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Bei der Übertragung des Betriebes auf einen Nach-
folger schöpft der Staat nochmals ab. Verständlich, 
dass der Senior sich bemüht, die Belastung für die 
nachfolgende Generation so gering wie möglich zu 
halten. Der Gesetzgeber will aber der besonderen 
Bedeutung des Unternehmensvermögens Rechnung 
tragen; daher hatte er bislang bei der Besteuerung 
von Betriebsvermögen einen Freibetrag und einen 
Bewertungsabschlag von 35% eingeräumt. Die Erb-
schaftsteuerreform (Gesetz zur Reform des Erb-
schaftsteuer- und Bewertungsrechts) ersetzt dieses 
Modell mit Beginn des Jahres 2009 durch eine weit-
gehende Befreiung, wenn die Erwerber (Erben oder 
Beschenkte) bestimmte Voraussetzungen einhalten. 
 
 
Erbschaftsteuer 

 
Die Erbschaftsteuer fällt beim Erbfall an und ist vom 
Begünstigten zu tragen, sie berechnet sich nach dem 
Nachlasswert. Bei einer Zugewinngemeinschaft wird 
der Zugewinn nicht pauschal, sondern nach dem tat-
sächlichen Zugewinn ermittelt. Dieser Teil des über-
gehenden Vermögens ist im Todesfall dann Zuge-
winnausgleich und nicht Nachlass und unterliegt da-
mit nicht der Erbschaftsteuer. Die Erbschaftsteuer ist 
beim Erbfall in der Regel sofort fällig, es besteht aber 
die Möglichkeit der Stundung (selten) und der Jah-
resversteuerung, zum Beispiel bei Nießbrauch des 
Erblassers oder dessen Ehegatten. 
 
 

Die Finanzverwaltung nimmt die Bewertung der ein-
zelnen Nachlassgegenstände nach dem Bewer-
tungsgesetz vor, das der Gesetzgeber ebenfalls zum 
Januar 2009 angepasst hat. Die wesentlichen Ände-
rungen des Bewertungsgesetzes betreffen Betriebs-
vermögen und Immobilien. Der Nachlasswert wird 
progressiv mit Erbschaftsteuer belastet, die Sätze 
und Progression richten sich nach den drei Steuer-
klassen: 
 
� Klasse I:  Ehegatte, Kinder (ehelich, nichtehelich, 

Adoptiv-, Stiefkinder), Enkelkinder, Eltern und 
Voreltern bei Erwerb von Todes wegen 

� Klasse II : Eltern und Voreltern, soweit sie nicht 
zur Steuerklasse I gehören, Geschwister, Ab-
kömmlinge ersten Grades von Geschwis-
tern,Stiefeltern,Schwiegereltern und -kinder, der 
geschiedene Ehegatte 

� Klasse III: alle übrigen Erwerber und die Zweck-
zuwendungen 

 
Betriebsvermögen und Anteile an Kapitalgesellschaf-
ten (> 25 %) werden für Personen der Klasse II und 
III unter bestimmten Voraussetzungen - mittels eines 
Entlastungsbetrags - begünstigt besteuert. 
 
Steuersätze  

 
Während die Steuersätze in der Klasse I unverändert 
geblieben sind, trifft die Erben der Klassen II und III 
eine deutlich höhere Belastung; sie werden daher 
auch als die Gruppe angesehen, die die Vergünsti-
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gungen für die Erben von Betriebsvermögen für den 
Bundeshaushalt finanziell ausgleicht. 
 
Freibeträge 

 
Von der Bemessungsgrundlage für die Erbschafts-
teuer sind die persönlichen Freibeträge und die Ver-
sorgungsfreibeträge ausgenommen. Diese sind nun 
deutlich angehoben worden: 
 
Schenkungsteuer 

 
Die Schenkungssteuer fällt im Grundsatz und in der 
Höhe wie Erbschaftsteuer an; die persönlichen Frei-
beträge können alle 10 Jahre erneut genutzt werden, 
für die Tarifstufe erfolgt keine Hinzurechnung der 
Vorschenkung. Schuldner der Schenkungssteuer 
sind Schenker und Beschenkter gesamtschuldne-
risch.  
 
 
Unternehmensvermögen  

 
Ein wesentliches Merkmal des neuen Konzepts ist 
die weitgehende Befreiung des Unternehmensver-
mögens von der Erbschafts- und Schenkungssteuer. 
Das bisherige System von betrieblichem Freibetrag 
und des Bewertungsabschlag ist entfallen. Als be-
günstigtes Unternehmensvermögen gilt Betriebsver-
mögen als gewerbliches und freiberufliches Vermö-
gen, land- und forstwirtschaftliches Vermögen, sowie 
direkte Beteiligungen des Erblassers zu mehr als 25 
% am Nennkapital einer Kapitalgesellschaft.  Die 
Vergünstigung gilt für Betriebsvermögen, also bei 
Personengesellschaften für den Mitunternehmeran-
teil bzw. den Gesellschaftsanteil, ohne eine Mindest-
beteiligungsschwelle. Das Gesetz knüpft die Ver-
günstigungen an mehrere, teilweise nur sehr schwer 
einzuhaltende Voraussetzungen. Die wesentlichen 
Merkmale sind eine Behaltensfrist, die Aufrechterhal-
tung des Betriebs mit seinen Arbeitsplätzen und eine 
Grenze für den Anteil von nicht betriebsnotwendigem 
Verwaltungsvermögen im Unternehmen.  
 
Behaltensfrist für Unternehmen 

 
Als so genannte Regelverschonung gewährt der Ge-
setzgeber für Unternehmen einen Verschonungsab-
schlag von 85 %, wenn der Erwerber seine Beteili-
gung für eine Frist von sieben Jahren behält. Veräu-

ßerung oder Aufgabe des Unternehmens oder we-
sentlicher Teile davon vor Ablauf der Behaltensfrist 
führt zu einer nachträglichen Besteuerung des antei-
ligen Restwertes für die nicht mehr erreichten Jahre. 
Da in jedem der sieben Jahre ein Anteil von 14,28 % 
erlassen wird, ist diese neue Regelung bei einem 
Unternehmenswert ab ca. 1,5 Mio EUR ab dem vier-
ten Jahr günstiger als die alte Regelung (ohne Be-
trachtung der Anforderungen zu Arbeitsplätzen und 
der Bewertungsmethode).  
 
Aufrechterhaltung des Betriebes 

 
Als weitere Voraussetzung fordert das Gesetz die 
Aufrechterhaltung des Betriebes, und zwar gemes-
sen an der Gesamtlohnsumme. Diese muss nach 
sieben Jahren einen kumulierten Wert von 650 % der 
Ausgangslohnsumme erreichen. Für die Berechnun-
gen der Lohnsumme sind alle gezahlten Vergütun-
gen an Arbeitnehmer zugrunde zu legen, also Löhne, 
Gehälter, Sozialbeiträge, Steuern, Prämien, Abfin-
dungen und  Provisionen. Außer Ansatz bleiben 
Leiharbeitsverhältnisse und Beschäftigte außerhalb 
Deutschlands und der EU. Die Ausgangslohnsumme 
wird nach dem Durchschnittsbetrag der letzten fünf 
abgeschlossen Geschäftsjahre ermittelt. Dabei be-
rücksichtigt das Gesetz nah dem derzeitigen Stand 
keine strukturellen Veränderungen in dieser Periode, 
zum Beispiel die Reduzierung oder Schließung eines 
Geschäftsbereichs. Die Ausgangslohnsumme wird 
über die Dauer der Behaltensfrist nicht indexiert, bei 
einem Lohnanstieg von 3 % jährlich würde dieses zu 
einer effektiven Absenkung der Anforderung von ins-
gesamt 20 % führen. Erreicht der Erwerber die Lohn-
summe nicht in vollem Umfang, entfällt die Verscho-
nung proportional. Ein Verzinsung des Nachversteu-
erungsbetrages sieht das Gesetz nicht vor. Inhaber 
von Betrieben mit bis zu zehn Beschäftigten sind von 
der Lohnsummenanforderung befreit. 
 
Grenze für Verwaltungsvermögen 

 
Als weitere Voraussetzung für die Verschonung darf 
während der Behaltensfrist das Verwaltungsvermö-
gen im Unternehmen einen Anteil von 50 % nicht 
überschreiten. Geschieht dies doch, entfällt der Ver-
schonungsabschlag insgesamt. Diesen so genannten 
Fallbeileffekt hatte der Gesetzgeber in früheren Ge-
setzesentwürfen auch für die anderen Voraussetzung 
geplant, jedoch dann zugunsten der proportionalen 
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Regelungen aufgegeben.  Zum Verwaltungsvermö-
gen zählen bestimmte, nicht betrieblich benötigte 
Vermögenswerte, auch wenn sie im Betrieb vorhan-
den sind. Als nicht produktives Vermögen werden 
Geldforderungen betrachtet, Wertpapiere, Beteili-
gungen an Kapitalgesellschaften kleiner als 25 % 
sowie zur Nutzung an Dritte überlassene Grundstü-
cke und Lizenzen. Innerhalb eines Konzerns bleibt 
die Verpachtung von Immobilien für die Ermittlung 
der Wertgrenze außer Betracht. Auch Vermögensge-
genstände, die im Rahmen einer Betriebsaufspaltung 
von der Besitzgesellschaft an die Betriebsgesell-
schaft überlassen werden, bleiben unberücksichtigt. 
Eine Einstufung als Verwaltungsvermögen erfolgt 
auch nicht, wenn der Erbe bereits Pächter war oder 
wenn der Beschenkte den Betrieb noch nicht führen 
kann und daher an Dritte verpachtet. Die zeitliche 
Frist für die Verpachtung beträgt zehn Jahre, bei 
Minderjährigen frühestens gerechnet ab deren Voll-
jährigkeit. Bei Wohnungsunternehmen mit wirtschaft-
lichem Geschäftsbetrieb gilt der Immobilienbestand 
als Betriebsvermögen, das gleiche betrifft Hotelbe-
triebe. Immobiliengesellschaften mit Gewerbeimmo-
bilien sind hingegen nicht begünstigt. Falls bei mehr-
stöckigem Unternehmensaufbau das Verwaltungs-
vermögen einer Untergesellschaft über 50 % liegt, 
wird es der Obergesellschaft zugerechnet. Damit will 
der Gesetzgeber Umgehungskonstruktionen zur Be-
günstigung von Verwaltungsvermögen verhindern. 
Eine kurzfristige Einbringung von Verwaltungsvermö-
gen in das Betriebsvermögen ist ebenfalls nutzlos: 
das Gesetz verschont Verwaltungsvermögen nur, 
wenn es länger als zwei Jahre vor dem Erbfall zum 
Betrieb gehört. Die neuen Regelungen zum Verwal-
tungsvermögen entziehen nun die Grundlage für das 
Modell der gewerblich geprägten Personengesell-
schaften, die nicht originär gewerblich tätig sind, son-
dern ihren Immobilienbesitz in Form einer Personen-
handelsgesellschaft halten um in die Vergünstigun-
gen für Betriebsvermögen zu gelangen. 
 
Stundung 

 
Bei Erwerb des Unternehmensvermögens stundet 
der Fiskus zinsfrei 85 % des Wertes des erworbenen 
Unternehmens(anteils), die auf die restlichen 15 % 
Wertanteil anfallenden Erbschaftsteuern bzw. Schen-
kungssteuern sind sofort fällig. Nach Ablauf der Be-
haltensfrist und bei Einhaltung der Voraussetzungen 
erlässt die Finanzverwaltung den Verschonungsbe-

trag endgültig. Wird das Unternehmen vor Ablauf 
veräußert, erhebt der Fiskus zu diesem Zeitpunkt die 
Steuer auf den Restwert. Übersteigt das Verwal-
tungsvermögen die gesetzliche Schwelle, erhebt der 
Fiskus zu diesem Zeitpunkt die Steuer auf den Ge-
samtwert. Ist der Erwerber also gezwungen, sein Un-
ternehmen zu verkaufen, Betriebsvermögen abzu-
bauen oder Insolvenz anzumelden, trifft ihn in diesem 
Moment die Nachversteuerung in anteiliger oder vol-
ler Höhe. Die Abrechnung anhand der Gesamtlohn-
summe erfolgt hingegen erst nach Ablauf der Behal-
tensfrist, so dass für ihn bei einem zwischenzeitlichen 
Absinken des Personalbestandes zumindest die 
Aussicht besteht, wieder aufzustocken. Bei Verände-
rungen der Unternehmensstruktur muss der Erwerber 
in jedem Fall nun nicht mehr nur rein betriebliche As-
pekte beachten, sondern auch die Auswirkungen auf 
eine mögliche Steuerbelastung. 
 

Verschonungsoption 

 
Das neue Steuerrecht bietet dem Erwerber die Opti-
on, nicht 15 % Wertanteil zu versteuern, sondern den 
Erwerb zu in vollem Umfang freistellen zu lassen. Für 
diesen Fall muss er sich auf eine Behaltensfrist von 
zehn Jahren verpflichten und darin eine kumulierte 
Gesamtlohnsumme von 1.000 % erreichen (also 
10 Jahre lang durchschnittlich 100 % des Bestands 
halten) und darf das Verwaltungsvermögen eine 
Quote von 10 % nicht überschreiten lassen. Eine 
nachträgliche Änderung der einmal gewählten Vari-
ante, also ein Rückgriff auf die Regelverschonung, ist 
nicht mehr möglich.  Die Beratungspraxis geht davon 
aus, dass die Wahl der Verschonungsoption in der 
Regel ein zu hohes Zukunftsrisiko für Unternehmen 
mit sich bringt. 
 
Bewertungsmethode 

 
Das alte Recht bewertete Beteiligungen an Perso-
nengesellschaften als Mitunternehmeranteil mit dem 
Anteil des Erblassers an den Sachwerten entspre-
chend der Steuerbilanz des Unternehmens. Der Wert 
von Anteilen an inländischen Kapitalgesellschaften 
wurde hingegen in einer Kombination aus Sachwert 
und Ertragswert nach dem so genannten Stuttgarter 
Verfahren ermittelt. Falls dieses zu unrealistischen 
Ergebnissen führte, konnte der Steuerpflichtige auch 
eine andere treffendere Berechnungsmethode he-
ranziehen (Gutachtennachweis). In der Regel führte 
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dies bei Kapitalgesellschaften zu einer deutlich höhe-
ren Bewertung von Betriebsvermögen als bei Perso-
nengesellschaften. Das neue Bewertungsgesetz legt 
nun für Unternehmensvermögen unabhängig von der 
Rechtsform den Verkehrswert zugrunde, und zwar 
nach der gleichen Bewertungsmethode, dem Er-
tragswertverfahren. Der erbschaftssteuerliche Vorteil 
von Personengesellschaften gegenüber Kapitalge-
sellschaften ist damit entfallen. Die neue Berech-
nungsmethode (vereinfachtes Ertragswertverfahren) 
zieht den Ertrag des Betriebs anhand des Betriebs-
ergebnisses vor Steuern der letzten drei abgeschlos-
sen Geschäftsjahre vor dem Bewertungsstichtag 
heran. Die Betriebsergebnisse sind um bestimmte 
Sonderpositionen, wie z.B. Sonderabschreibungen, 
einmalige Veräußerungserlöse, Investitionszulagen 
etc., zu bereinigen. Aus den drei Jahresergebnissen 
wird ein Durchschnittswert ermittelt, und zwar unter 
gleicher Gewichtung jedes Jahres. Dieses durch-
schnittliche Jahresergebnis wird dann mit einem Ka-
pitalisierungszinssatz multipliziert. Dieser besteht aus 
dem Basiszinssatz der Deutschen Bundesbank, er-
höht um einen Risikozinssatz. Im vereinfachten Ver-
fahren, das der Erwerber wählen kann, ist der Risi-
kozinssatz mit 4,5 % gesetzlich festgelegt. Der Er-
werber kann aber, bei Verwendung einer anderen 
Wertermittlungsmethode, auch andere branchentypi-
sche Risikozinssätze nachweisen. Das Ergebnis ist 
der (vereinfachte) Ertragswert, der dann in die Be-
messungsgrundlage für die Besteuerung des Nach-
lasses einfließt. In vielen Unternehmen führt die neue 
Bewertungsmethode auch bei Kapitalgesellschaften 
zu einer höheren Bewertung als bislang. Anfang Ja-
nuar 2009 hat das Bundesfinanzministerium den Ba-
siszinssatz mit 3,61 % angegeben. Zusammen mit 
dem gesetzlich festgelegten Risikozuschlag ergibt 
sich dann ein Kapitalisierungsfaktor von 12,33, also 
wesentlich höher, als die meisten Marktüblichen Fak-
toren auf das EBIT bei Unternehmenskäufen. Aller-
dings kann auch nach neuem Recht ein offensichtlich 
unzutreffendes Ergebnis bei der Ermittlung des Ver-
kehrswertes anhand einer anderen, zutreffenderen 
Methode (Gutachtennachweis) korrigiert werden. Wie 
bislang bleiben subjektive Aspekte, also die persönli-
chen Verhältnisse des Erwerbers, unberücksichtigt. 
Erhält der Erbe keinen Anteil am Unternehmen, son-
dern stattdessen eine Abfindung, wird nur der Abfin-
dungsbetrag für die Erbschaftsteuer oder Schen-
kungssteuer herangezogen. Liegt der Verkehrswert 
des Anteils darüber, hat der verbleibende Gesell-

schafter den Differenzbetrag als Erwerb zu versteu-
ern.  
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